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Drucksache 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(20. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu der Vereinbarung vom 9. März 1961 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich der Nieder- 
lande über die Anwendung der niederländischen Rechtsvor- 
schriften über die allgemeine Altersversicherung 

— Drucksache IV/110 — 


A. Bericht des Abgeordneten Ollesch 


Der Vereinbarung, der mit dem Gesetzentwurf zu- 
gestimmt werden soll, liegt folgender Sachverhalt 
zugrunde: 

In den Niederlanden ist am 1. Januar 1957 eine 
allgemeine Altersversicherung eingeführt worden. 
Nach dem betreffenden Gesetz sind alle in den Nie- 
derlanden lebenden Personen vom 15. Lebensjahr 
an ohne Rücksicht auf Quelle und Höhe des Ein- 
kommens sowie auf die Staatsangehörigkeit für den 
Fall des Alters pflichtversichert. 

Für Personen, die am 31. Dezember 1956 15, aber 
noch nicht 65 Jahre alt oder schon älter als 65 Jahre 
waren, gelten für die Versicherungspflicht und die 
Leistungsgewährung besondere Übergangsvorschrif- 
ten. Diese Vorteile kommen zunächst nur Personen 
zugute, die niederländische Staatsangehörige sind 
und in den Niederlanden wohnen. Deutsche Staats- 
angehörige konnten bisher die in den Übergangs- 
bestimmungen vorgesehenen Rentenleistungen nicht 
erhalten, weil die Niederlande im Anhang I zur Ver- 
ordnung Nr. 3 des Rates der Europäischen WirL- 
schaftsgemeinschaft über die soziale Sicherheit der 
Wanderarbeitnehmer vom 25. September 1958 einen 
entsprechenden Vorbehalt gemacht haben. 

Die vorliegende Vereinbarung hebt nun die Ein- 
schränkungen der erwähnten Übergangsbestimmun- 
gen gegenüber deutschen Staatsangehörigen in der 
Bundesrepublik und in den Niederlanden und ge- 
genüber Niederländern in der Bundesrepublik auf. 
Sie regelt ferner das Verfahren für die Berechnung, 
Beantragung und Gewährung der Leistungen. Die 


Gewährung der Leistungen ist ein einseitiges Ent- 
gegenkommen der niederländischen Seite. Mit dem 
Inkrafttreten der Vereinbarung tritt die Verein- 
barung vom 30. August 1955 über die Gewährung 
von Ledstungen nach dem mit Wirkung vom 31. De- 
zember 1956 aufgehobenen Notgesetz Altersversor- 
gung (Altersbeihilfen) außer Kraft, dessen Regelun- 
gen dann durch die allgemeine Altersversicherung 
abgelöst wurden. 

Deutschen Staatsangehörigen, die auf Grund der 
Vereinbarung vom 30. August 1955 Leistungen er- 
halten hatten, werden diese als Vorschüsse auf die 
nach Inkrafttreten der vorliegenden Vereinbarung 
zu gewährenden Leistungen weitergezahlt. Deutsche 
Staatsangehörige, die in der Zeit zwischen dem 
31. Dezember 1956 und dem Inkraftlreten der vor- 
liegenden Vereinbarung die Voraussetzungen für 
die Gewährung von Leistungen auf Grund der Über- 
gangsbestimmungen des niederländischen Gesetzes 
über die allgemeine Altersversicherung erfüllen, 
erhalten die entsprechenden Leistungen rückwir- 
kend von dem Tage an, an dem die Voraussetzun- 
gen Vorlagen. Bedingung hierfür ist, daß sie den 
Antrag binnen Jahresfrist nach dem Austausch der 
Ratifikationsurkunden über die vorlfegendG Ver- 
einbarung stellen. 

Anläßlich der Beratung des vorliegenden Gesetz- 
entwurfs erörterte der Ausschuß die Frage des 
Zusammentreffens von Ansprüchen auf Renten oder 
Teilrenten aus den Sozialversicherungen von zwe^ 
oder mehr Mitgliedstaaten der EWG. Der Ausschuß 
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war sich über die Schwierigkeiten im klaren, die 
sich dabei aus der Vielgestaltigkeit der innerstaat- 
lichen Kürzungs- und Ruhensvorschriften dieser 
sechs Länder ergeben. Er war aber gleichzeitig der 
Ansicht, daß Möglichkeiten gesucht werden sollten, 
um in diesen Fällen ungerechtfertigte Härten zu 
vermeiden. Um diesem Anliegen Rechnung zu tra- 
gen, empfiehlt der Ausschuß dem Hause, einer Ent- 
schließung zuzustimmen, wodurch die Bundesregie- 
rung ersucht wird, in der Verwaltungskommission 
der EWG für die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer als dem zuständigen Organ entspre- 
chende Schritte zu unternehmen. 


Bonn, den 25. Januar 1962 


Ollesch 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache IV/110 — un- 
verändert anzunehmen, 

2. folgendem Entschließungsantrag zuzustimmen; 
Die Bundesregierung wird beauftragt, 

in der Verwaltungskommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft für die soziale Sicherheit 
der Wanderarbeitnehmer darauf hinzuwirken, 
daß für den Fall des Zusammentreffens von Lei- 
stungen oder Teilleistungen aus den Versiche- 
rungen von zwei oder mehr Mitgliedstaaten der 
EWG ungerechtfertigte Härten vermieden wer- 
den. 


Bonn, den 25. Januar 1962 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 


Dr. Schellenberg Ollesch 

Vorsitzender Berichterstatter 
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